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Der Einfluss der Digitalisierung auf die Qualität
des Verwaltungshandelns (Projekt VerDi)

Zweite Jahreskonferenz des Netzwerks Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau
am 7. Oktober 2021

Dr. Michael Schorn, IWP Institut für Wirtschafts- und Politikforschung
Prof. Dr. Anna Steidle und Julia Kaesmayr, Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg

Das Projekt VerDi wird gefördert durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg und unterstützt
durch den Normenkontrollrat, Städtetag, Landkreistag und Gemeindetag Baden-Württemberg

Erfahrungen aus den Vorbereitungen zur Erhebung



Herausforderung: Konzeptualisierung der Konstrukte im Modell

Digitalisierung Qualität des
Verwaltungshandelns

Anforderungen
Ressourcen

Motivation
Verhalten

Amt



https://ocgitservice.com/demo/ceeegov2021/files/CEEeGov2021.pdf



Modell

https://ocgitservice.com/demo/ceeegov2021/files/CEEeGov2021.pdf


Ein Faktor besteht aus …

Bildung von Faktoren zur Konzeptualisierung in Anlehnung nach Rossiter (2002)

Was soll beurteilt werden?
● Mehrere Rater können ein Objekt unterschiedlich beurteilen, haben aber ein gemeinsames Konzept von dem Objekt.

● Ein Rater kann ein Objekt ohne weitere Unterteilung in Subobjekte frei von Unschärfen beurteilen.
+

+

Objekt

Wie soll das Objekt beurteilt werden?
● Das Attribut reflektiert das übergeordnete Kriterium (hier „Qualität“ des Verwaltungshandelns).

● Das zur Beurteilung genutzte Attribut ist ausreichend konkret, also ebenfalls frei von Unschärfen.

Attribut

Wer soll das Objekt anhand des Attributs beurteilen?
● Der Typ des Raters (Individuum, Experte, Gruppe) bestimmt sich nach den zu beurteilenden Objekten.

● Für die Beurteilung der Qualität von Good Governance bzw. Good Administration setzen Bovaird und Löffler (2003)
zusätzlich voraus, dass die Rater ein eigenes Interesse haben.

Rater



Ein Faktor besteht aus …

Ansatz zur Bildung von Faktoren (Kriterien) guten Verwaltungshandelns

Was soll beurteilt werden?
● Die Verfahrensschritte in einem Referenzprozess auf Basis der Ergebnisse mehrerer OZG-Digitalisierungslabore zu …

● rechtsgestaltenden Verwaltungsakten
+

+

Objekt

Wie soll das Objekt beurteilt werden?
● Die vor allem im Verfassungs- und Verwaltungsrecht im- oder explizit gesatzten Merkmale ergänzt um …

● Maße aus empirischen Ansätzen zur Konzeptualisierung und Erklärung von Verwaltungshandeln

Attribut

Wer soll das Objekt anhand des Attributs beurteilen?
● Die Stakeholder in einem rechtsgestaltenden Verwaltungsakt unter Beachtung …

● deren spezifischer Anliegen im Verfahren

Rater



Verwaltungsakte, u.a. gegliedert in …
● befehlende Verwaltungsakte, etwa …

 Verbote (z.B. Gewerbeuntersagung,
Versammlungsverbot)

 Gebote (z.B. Verkehrsschilder, Maskentragen)

 Gebührenbescheide (z.B. Abfallgebühren)

 Steuerbescheide (z.B. Grundsteuer)

● rechtsgestaltende Verwaltungsakte, etwa …
 Erlaubnis (z.B. Maklererlaubnis, Baugenehmigung)

 Ausnahmebewilligung (z.B. Ausnahme vom Sonn-
und Feiertagsfahrverbot)

 Genehmigung eines Rechtsgeschäfts (z.B.
Waffenexport)

 Erteilung eines Status (z.B. Immatrikulation,
Anerkennung als Flüchtling)

● feststellende Verwaltungsakte
 Grundlagenbescheide (z.B. Steuermessbetrag)

 Rentenbescheid

Formen des Verwaltungshandelns*

Übrige Formen
● (Rechtsverordnung)

● Verwaltungsvorschrift

● Verwaltungsvertrag

● Schlichtes Verwaltungshandeln/ Realakte, u.a. …
 öffentliche Warnungen oder staatliche Informationen

 Informelles Verwaltungshandeln, u.a. …
o Absprachen

o Auskünfte (im Gegensatz zur öffentlichen Information)

o Berichte

 tatsächliche Verrichtungen (Durchführung einer
Impfung, Auszahlung eines Geldbetrags)

 Ansprachen

● (Plan)

● Leistungssubvention, Beihilfen

● Auftragsvergabe

setzen den Rahmen

begleiten und
ergänzen

ersetzen

bereiten vor

* Vgl. Maurer und Waldhoff (2017)



Der Referenzprozess zu einem rechtsgestaltenden Verwaltungsakt


Beratungsanfrage erhalten


Antrag erhalten

X

Antrag zurückweisen

X Dokumente nachfordern

Entscheidung über einen
Status oder eine Erlaubnis

Ablehnen eines Status bzw.
Versagung der Erlaubnis

+X

Beratung und Auskunft über Rechte und Pflichten
sowie Nachweise und Unterlagen Antrag entgegennehmen Formelle Prüfung der

Zuständigkeit und Form

Antrag entgegennehmen Vollständigkeit der
Dokumente prüfen

Sammlung von
Dokumenten abschließen

Materielle Prüfung der Anerkennung eines Status oder
der Voraussetzungen einer Erlaubnis

Feststellung eines Status
oder Erteilung der
Erlaubnis

Ausfertigen und Mitteilung
des Bescheids



Identifikation der Stakeholder nach Mitchell et al. (1997)

● Antragsteller:innen
● Beteiligte Dritte – von einzelnen

Personen bis hin zu größeren Gruppen
● Amts- und Fachbereichsleiter:innen in

einer Behörde
● Bürgermeister:innen und

Dezernent:innen
● Gesetzgeber



Anliegen der Stakeholder nach Verfahrensschritten
Verfahrensschritt Anstragsteller:innen … Beteiligte Dritte … Amts-/Fachbereichsleiter:innen … Bürgermeister:innen/Dezernent:innen … Gesetzgeber …

Beratung und Auskunft
... wollen keine Fehler machen, weil sie sonst
einen Verlust erleiden, und
… das Verfahren möglichst beschleunigen.

... wollen nicht vor vollendete Tatsachen
gestellt, also gem. § 13 II VwVfG
hinzugezogen werden.

... wollen Aufwand und Risiken vermeiden,
ohne dabei eine Vorfestlegung in einem
Verfahren zu treffenden
... wollen den zeitlichen Aufwand je nach
Aufkommen begrenzen.

... wollen eine niedrigschwellige und
kundenzentrierte Unterstützung
… je nach politischer Opportunität, die das
Wohl der Gemeinde berücksichtigt sowie
… wirtschaftliche Vorteile hat und
ressourcenschonend ist.

... verlangt von der Behörde Betreuung des
Bürgers sowie
… Transparenz und Planungssicherheit und
… das Ausschöpfen der Optionen zur
Verfahrensbeschleunigung und
… ggf. die Öffentlichkeit einbezieht.

Antrag entgegennehmen
... suchen einen einfachen Zugang zur
nachweisbaren Antragstellung, um das
Verfahren möglichst früh beginnen zu lassen.

... wollen die Sicherheit, Anträge zügig
bearbeiten (Stichwort „elektronischer
Eingang“) zu können
… bei Wahrung und Ausnutzung von Fristen.

... wollen beim Bürger mit gutem Service
punkten.

Formelle Prüfung der Zuständigkeit und
Form

... wollen nicht im Unklaren gelassen werden,

... wollen die materielle Prüfung möglichst
früh beginnen lassen, um nicht wegen eines
Formfehlers noch einmal von vorne beginnen
zu müssen.

... wollen keine Formfehler, die zeitliche
Ressourcen von Sachbearbeitern blockieren.

... wollen eine zügige, frustfreie und
medienbruchfreie Bearbeitung von Anträgen
... wollen unnötige Prozessschritte vermeiden
… wollen den Einzelfall gewürdigt sehen.

Vollständigkeit der Dokumente prüfen

... wollen durch die Beibringung weiterer
Unterlagen oder Beteiligung anderer
Behörden keine Zeit und/oder Geld für
aufwendige oder kostenpflichtige Dokumente
verlieren.

... wollen im Zweifel lieber ein Dokument
oder Gutachten mehr einholen lassen.

... wollen alle Nachweise zur Sicherstellung
der Rechtmäßigkeit und Aufgabenerfüllung,
… aber den Aufwand der Behörde (Stichwort
„Ressourcenengpass“) dafür gering halten.

... erwartet die zügige Prüfung und
Einforderung von Nachweisen und
Beteiligungen, die dem Gesetzesziel genügen,
aber nicht mehr.

Sammlung von Dokumenten abschließen
oder Dokumente nachfordern

... wollen das Verfahren wegen eines
Dokuments nicht von vorne beginnen
müssen.

... wollen ein Verfahren an dieser Stelle zügig
fortsetzen bzw. abschließen.

... verlangt von der Behörde ein
rechtsstaatliches Verfahren erwartet, wozu
die Anhörung dient.

Materielle Prüfung der Anerkennung eines
Status

... erwarten die zügige Prüfung des Antrags
… bei Würdigung des besonderen Einzelfalls
und eine „bürgerorientierte“ Auslegung der
Vorschriften.

... verlangen die Würdigung ihrer Interessen.
... wollen eine sorgfältige Prüfung bei
Würdigung der Mission der Behörde ohne
dabei unter Zeitdruck zu stehen.

... wollen eine rechtssichere Prüfung, die der
politischen Opportunität/Überzeugung dient
unter (ggfs.) Beteiligung Dritter und eine
Gleichbehandlung aller Antragstellerinnen
… bei Wahrung von Transparenz und Fristen,
… und dabei gegenüber der Öffentlichkeit
keine Entscheidung vertreten müssen, die
Zustimmung kostet und/oder gegen ihre
Überzeugung steht.

... will eine zügige Entscheidung im Sinne des
Gesetzes verlangt.

Feststellung eines Status oder Gewährung
bzw. Versagung einer Erlaubnis

... wollen wissen, warum eine Entscheidung
nicht in ihrem Sinne getroffen wurde und
… die Chance haben, das Problem zu lösen
oder erwarten das Entgegenkommen der
Behörde(n).

... wollen wissen, warum eine Entscheidung
nicht in ihrem Sinne getroffen wurde und als
Beteiligte auf ihre Interessen aufmerksam
machen
... wollen ggf. einen Verlust mildern.

... wollen Verfahren fristgerecht und zügig
abschließen ohne Angriffspunkte für eine
Anfechtbarkeit oder Aufhebbarkeit.

... erwartet von der Behörde das
Entgegenkommen mit Nebenbestimmungen
… sowie ein rechtsstaatliches Verfahren,
wozu die Begründung, Anhörung und
(beschränkte) Akteneinsicht dienen

Ausfertigen und Mitteilung des Bescheids ... wollen eine fehlerfreie und zügige
Zusendung der/s Bescheide/s.

... wollen, dass Bescheide fälschungssicher
sind und auch bei Antragstellerin ankommen.

... wollen zügige und manipulationssichere
Bescheide, die sicher bei AntragstellerInnen
ankommen.



Relative Häufigkeit der Nennung eines Anliegens über alle Verfahrensschritte hinweg

Setting
● Je 20 Interviews von Amts- und Fachbereichsleiter:innen sowie von

Bürgermeister:innen und Dezernent:innen ...
● durch Studierende der HVF

Interviews zu den Anliegen der Entscheider in Behörden und Rathäusern

Methode
● Offene Interviewführung entlang der Verfahrensschritte einer

Baugenehmigung
● Auswertung anhand einer Inhaltsanalyse nach Mayring (2015)
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Konzepte von Good Administration im deutschen Recht
Konzepte Rechtliche Fundstellen

Sorgfalt und Eigeninitiative • Untersuchungsgrundsatz nach § 24 VwVfG
• Vermeidung von Fehlern, die nach § 44 VwVfG zur Nichtigkeit führen

Beratung, Unterstützung und
Verbindlichkeit

• Beratungs- und Auskunftsrecht nach § 25 VwVfG
• Planungssicherheit als Ziel der Beratung (Deutscher Bundestag 07.10.2008, S. 15)
• Pflicht zur Hilfe u.a. nach Rechtsprechung des BGH (Maurer und Waldhoff 2017, S. 551)

Rechtsfrieden, Interessenausgleich und
Konsens

• Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 VwVfG
• Hinzuziehung Dritter nach § 13 VwVfG

Fairness • Recht auf Anhörung nach § 28 VwVfG
• Pflicht, alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Umstände zu berücksichtigen nach § 24 VwVfG

Unparteilichkeit und Gleichbehandlung • Gebot der Gleichbehandlung, Willkürverbot nach Art. 3 i.V.m. Art. 20 GG
• Besorgnis der Befangenheit nach § 21 VwVfG

Kontrollierbarkeit, Transparenz und
Verantwortung

• Recht auf Akteneinsicht nach § 29 VwVfG
• Recht auf Auskunft nach z.B. nach IFG oder UIG
• Allgemeine Pflicht zur Begründung einer Entscheidung nach § 29 VwVfG und spezielle Pflichten z.B. nach § 7BQFG
• Nichtigkeit wegen nicht erkennbarer Zuständigkeit nach § 44 VwVfG

Regelkonformität
• Regelbindung nach Art. 20 GG
• Einhaltung von Regeln zur formellen Rechtmäßigkeit (Maurer und Waldhoff 2017, S. 274–277)
• Spezielle Regeln z.B. Geheimhaltung nach § 30 VwVfG oder Steuergeheimnis nach § 30 AO

Verhältnismäßigkeit Ableitung aus dem Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 (Maurer und Waldhoff 2017, S. 277; Wallerath 2009, Rn. 23) und den
Grundrechten, insbesondere aus Art. 2 Abs. 2 (z.B. BVerfG 1 BvR 513/65)

Zielkonformität Berücksichtigung aller einschlägigen Gesetzesziele nach dem Gesetzmäßigkeits- und Verhältnismäßigkeitsprinzip (Bohne 1984, S. 351)
Zügigkeit des Verfahrens Verfahrensbeschleunigung nach § 25 Abs. 2 und Genehmigungsfiktion nach § 42a VwVfG

Haushaltsdisziplin Pflicht zur wirtschaftlichen Verwaltungsführung aus Art. 114 Abs. 2 und Art. 109 Abs. 3 GG sowie aus dem Haushaltsgrundsätzegesetz
(Schmidt 2009)



Public Management und Public Service Performance (Boyne 2002)
● Outputs (Quantität, Qualität)
● Effizienz (Kosten per Einheit Output)
● Service Outcomes (formale Effektivität, Auswirkungen, Gerechtigkeit, Kosten per Einheit

Outcome)
● Responsivität (Zufriedenheit der Konsumenten, Bürger und Belegschaft sowie Kosten per

Einheit Responsivität)
● Demokratische Outcomes (Anständigkeit, Partizipation, Verantwortung, Kosten per Einheit

demokratischer Outcome)

Good Governance (Hendriks 2014)
● Responsivität (Repräsentation, Bericht, Partizipation, Zugang, Offenheit)
● Effektivität (Produktivität, Effizienz, Mehrwert, Innovation, Problemlösung)
● Verfahrensgerechtigkeit (Ordnungsmäßigkeit, Rechtsstaatlichkeit, Korrektheit,

Berechenbarkeit, Integrität und Höflichkeit, Transparenz und Verantwortung,
Verhältnismäßigkeit und Fairness, Unparteilichkeit und Gleichbehandlung)

Public Values (Bøgh Andersen et al. 2016)
● Gemeinwohl
● Regelbefolgung
● Budgeteinhaltung
● Professionalität
● Interessenausgleich
● Angebotseffizienz
● Nutzerorientierung

Konzepte von Good Administration in der empirischen Forschung

Street-Level Bureaucracy und Principal Agent Theory (Lipsky 2010; Winter
2002; Brehm und Gates 1997)
● Responsivität gegenüber dem Gesetzgeber
● Responsivität gegenüber der Behörde
● Wahl zielkonformer Bewältigungsstrategien
● Arbeitsanstrengung
● Kontrollierbarkeit

Belastungskonzepte (Pandey und Scott 2002; Bozeman und Feeney 2011;
Schorn 2012; Moynihan et al. 2015)
● Belastungen durch dysfunktionale Regeln (Red Tape)
● Verzögerungen
● Responsivität gegenüber dem Gesetzgeber in der Ermessensausübung
● Staatlich induzierte Administrationskosten
● Lernkosten in einem Verfahren
● Psychologische Kosten (Stress, Autonomieverlust)

Organizational Citizenship Behavior (Podsakoff et al. 2000)
● Hilfsbereitschaft
● „Sportsmanship“ („Gehen der Extrameile“, „Fairness“ etc.)
● Loyalität gegenüber der Behörde
● Einhaltung der Regeln der Organisation
● Eigeninitiative
● Staatsbürgerliches Engagement



Bildung der Faktoren
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Antragsteller

Dritte

Amtsleitung

Bürgermeister

Gesetzgeber

Sorgfalt
Hilfe und Zugang
Gesellschaftliche Verantwortung und Partizipation
Fairness
Gleichbehandlung und Unparteilichkeit
Kontrollierbarkeit staatlicher Gewalt
Einhaltung von Regeln
Verhältnismäßigkeit
Responsivität
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Objekte: Verfahrensschritte

Attribute: Dimensionen guten
Verwaltunghandelns

98 tatsächliche Faktoren
Beispiel: Vollständigkeit (Attribut
Sorgfalt) der Beratung (Objekt) der
Antragstellerin (Rater)

Konsolidierung unter Wahrung der
Anforderungen an einen Faktor



Faktoren zu Good Administration in einem rechtsgestaltenden Verwaltungsakt
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x x x x Die Behörde hält die Wartezeit für einen Termin kurz.
x x x x x x Der SB hält den Aufwand für die Prüfung der Unterlagen und Versagungsgründe sowie Durchführung einer ggf. notwendigen Anhörung gering.

x x x x x x x x x x Der SB erfasst den Sachverhalt vollständig einschließlich der Identifikation gesellschaftlicher Konflikte und Betroffenheit Dritter.
x x x x x x x Der SB formuliert die ggf. notwendige Begründung des Bescheids verständlich.

x x x x x x Der SB bezieht von einem Verfahren betroffene Personen oder Gruppen in das Verfahren ein.
x x x x x x Der SB gibt den Verfahrensbeteiligten vor einem Eingriff in deren Rechte die Gelegenheit, den Eingriff zu verhindern oder zu mildern (v.a. in Form einer Anhörung).
x x x x x x x x Der SB prüft Unterlagen und Versagungsgründe differenziert nach den Umständen des einzelnen Falls.

x x x x x x x x Der SB fertigt den Bescheid im Hinblick auf die Form, Begründung, Zuständigkeit, Rechtsbehelfsbelehrung und Bestimmtheit fehlerfrei und vollständig aus.
x x x x x Die Behörde informiert und berät über ihre Informatonskanäle oder durch den SB die Antragstellerin umfassend (Beschleunigungsoptionen, Unterlagen etc.).
x x x x x x Die Behörde informiert und berät über ihre Informatonskanäle oder durch den SB die Antragstellerin verständlich und passgenau (und damit ohne Coping Behavior).

x x x x x x x Der Aufwand für den Zugang zur Behörde sowie die Ausfertigung und Einreichung des Antrags ist gering.
x x x x x x x Der Aufwand zur Beschaffung von Informationen zum Verfahren ist gering.
x x x x x x x Der Aufwand zur Besorgung der verlangten Unterlagen ist gering.

x x x x x x x Der SB prüft den Sachverhalt und die damit verbundenen Unterlagen sowie Versagungsgründe vollständig.
x x x x x x Der SB prüft den Antrag frei von Fehlern aus Nachlässigkeit.

x x x x x x Der SB prüft bei seiner Entscheidung die Ermächtigungsgrundlage, die Übereinstimmung mit sonstigem Recht, evtl. Unmöglichkeiten und die Ermessensgrenzen fehlerfrei.
x x x x x Der SB greift mit seiner Entscheidung nicht unverhältnismäßig in die Rechte der Beteiligten ein.

x x x Die Behörde gibt in allen Phasen des Verfahrens Auskunft über den Stand.
x x x x x Der SB beachtet in seiner Entscheidung die Ziele des Gesetzgebers über alle berührten Gesetze hinweg.
x x x x x x Der SB berücksichtigt über alle relevanten Phasen des Verfahrens die kommunalpolitischen Ziele

x x x x x x x x Der SB und die Behörde halten den Aufwand bei der Erfassung, formellen Prüfung, Nachforderung von Unterlagen sowie Ausfertigung und Versand des Bescheids gering.
x x x x x Der SB erfüllt die Aufgabe der Behörde in Bezug auf das Verfahren in hohem Maße.

x x x x Die Behörde und der SB erteilen der Antragstellerin fehlerfreie (und damit u.a. nicht fälschlich bindende) Auskünfte.
x x x x x x x x Der SB prüft alternative Bewilligungen (z.B. Teilgenehmigung), weist in der Begründung einer Versagung darauf hin oder fertigt den Bescheid direkt entsprechend aus.

x x x Der SB erteilt der Antragstellerin verbindliche Auskünfte, auf die sie sich verlassen kann.
x x x x x x Die Behörde und der SB erfassen, bearbeiten und versenden den Bescheid datenschutzkonform und manipulationssicher.

x x x x Der SB hält den Aufwand der Beratung der Antragstellerin gering.
x x x x x Der SB beachtet die Zuständigkeit und Verfahrensvorschriften (u.a. über Anhörungen und Beteiligungen anderer Behörden).

x x x x x Der SB leitet falsch gestellte Anträge und Unterlagen weiter oder besorgt fehlende Unterlagen.
x x x x x Die Behörde und der SB erfassen alle Angaben und Unterlagen korrekt und vollständig.

Dimension Verfahrensschritt Rater

Erster Aufschlag!



● Weitere Informationen und
Ansprechpartner finden Sie auf der
Homepage des Projekts.

● Das Arbeitspapier zum Vortrag wird in
den nächsten Wochen veröffentlicht.
Schauen Sie gerne bei Gelegenheit
einmal vorbei

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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